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Harald Glöde im Gespräch über Flüchtlingsabwehr in der EU 

»Frontex kann nicht reformiert werden«
Von Peter Nowak

Vergangene Woche hat die EU-Kommission einen Gesetzentwurf vorgelegt, der
vorsieht, die Befugnisse der europäischen Grenzschutzagentur Frontex zu
erweitern, die zudem besser ausgerüstet und personell verstärkt werden soll.
Über die europäische Flüchtlingsabwehr und die Rolle von Frontex sprach die
Jungle World mit Harald Glöde. Er ist Mitbegründer und langjähriger Mitarbeiter
der Forschungsgesellschaft Flucht und Migration (FFM). 2007 gründete er mit
anderen die Initiative Borderline Europe – Menschenrechte ohne Grenzen e.V.

Lange Jahre wurde die europäische Grenzschutzagentur Frontex vonAntirassisten kritisiert.
In der letzten Zeit ist das in den Hintergrund getreten. Was war der Grund?
Es stimmt, dass Frontex im »Sommer der Migration« in der Öffentlichkeit wenig
wahrgenommen wurde. Das liegt aber schlicht daran, dass sie bei den jüngsten
Flüchtlingsbewegungen, insbesondere auf der Balkan-Route, bislang keine Rolle gespielt
hat.
In neueren Berichten über Frontex wurde öfter die Lebensrettung von Geflüchteten
thematisiert. Ist das nur Propaganda oder gab es in dieser Hinsicht Verbesserungen?
Dieser Versuch einer Imageverbesserung ist schon älter. Bei der Neuverhandlung des
Frontex-Mandats 2011 wurden dort ein Menschenrechtsbeauftragter und ein sogenanntes
Konsultativforum installiert, das Frontex in Menschenrechtsfragen beraten soll. In dieser
Zeit hat der Chef der Abteilung Joint Operations, Klaus Rösler, öfter betont, dass seine
Organisation Leben rette. Doch das widerspricht anderen Äußerungen von Frontex-
Verantwortlichen, die beispielsweise betonten, dass bei der Operation Triton das
eindeutige Mandat und damit die Priorität von Frontex bei der Sicherung der Grenzen liegt.
Grenzsicherung heißt aber im Klartext Abschottung und Flüchtlingsabwehr.
Mehrere Nichtregierungsorganisationen beraten mittlerweile Frontex. Wäre auch
Borderline Europe bereit, in einem dieser Gremien mitzuarbeiten?
Nein, wir würden uns daran nicht beteiligen. Für uns ist Frontex eine Organisation, deren
Kernaufgabe die Abschottung und der Ausbau der Flüchtlingsabwehr ist. Sie kann nicht
reformiert werden.
Nun soll nach den Plänen der EU Frontex umgebaut werden und mehr Macht bekommen.
Was ist geplant?

https://jungle.world/autorin/peter-nowak


Nach dem Vorschlag der EU-Kommission soll Frontex in eine Europäische Agentur für
Grenz- und Küstenschutz umgewandelt werden. Frontex’ Auftrag wird es dann sein, die
Arbeit von etwa 300 verschiedenen militärischen und zivilen Organisationen, die in der EU
im Küstenschutz aktiv sind und oft nebeneinanderher arbeiten, zu koordinieren. Sie soll
dann auch kontrollieren, ob die Außengrenzenstaaten der EU fähig sind, ihre Grenzen zu
sichern. Um dies dauerhaft gewährleisten zu können, ist der Aufbau eines
Analysezentrums zur Beobachtung der Flüchtlingsbewegungen in die EU vorgesehen. Die
Abschottungsmaßnahmen der einzelnen Staaten sollen durch regelmäßige »Stresstests«
kontrolliert werden. Außerdem soll im Rahmen dieser neuen Agentur ein
»Rückführungsbüro« eingerichtet werden, das die Mitgliedstaaten bei der Abschiebung
von Flüchtlingen unterstützen soll. Dieses Büro soll auch die Vollmacht erhalten, ohne
Anforderung des betreffenden Mitgliedstaates tätig zu werden.
Handelt es sich dabei um mehr als um die bessere Koordinierung der bisherigen Frontex-
Arbeit?
Eine qualitative Neuerung an dem Plan der EU-Kommission ist die Forderung nach einer
Truppe von mindestens 1 500 Grenzbeamten, die innerhalb weniger Tage einsatzbereit
sein sollen. Es ist auch die Möglichkeit vorgesehen, diese Truppe in EU-Mitgliedsländern
einsetzen zu können, ohne dass die betroffenen Länder zustimmen. Das Prinzip der
Freiwilligkeit, auf dem das Agieren der Grenzschutzagentur bisher beruht, empfindet die
EU-Kommission als entscheidenden Mangel. Ob sie einen Frontex-Einsatz überhaupt
benötigen und in welchem Umfang sie Personal und Ausrüstung für Einsätze bereitstellen,
entscheiden die Mitgliedstaaten nämlich bislang selbst. Im Fokus stehen sicherlich Italien
und vor allem Griechenland, die nach Auffassung der Kommission beim Schutz der EU-
Außengrenze versagen.
Soll damit verhindert werden, dass eine europäische Regierung die Flüchtlingsrechte
ernster als die EU nimmt und nicht nur auf Abschreckung zielt? Solche Forderungen
standen sowohl im Programm der griechischen Partei Syriza als auch dem von Podemos in
Spanien und anderer linker Parteien.
Es ist offensichtlich, dass diese Pläne auf Griechenland zielen.
Was soll sich ändern?
Mit der Drohung des direkten Eingreifens der EU und der damit verbundenen Verletzung
der Souveränität soll auf die betreffenden sogenannten Risikoländer, wozu Griechenland
nach diesen Vorstellungen gehört, größerer Druck ausgeübt werden, damit sie ihre
Grenzen stärker abschotten. Wie weit die Vorstellungen der EU-Kommission hierbei
reichen, zeigt das folgende Zitat aus ihrem Papier: »Die Entscheidungen der Agentur sind
für die Mitgliedstaaten bindend.« Die Kommission könne selbständig Anordnungen treffen,
»einschließlich der Entsendung europäischer Grenz- und Küstenschutzteams«, wenn die
Maßnahmen nicht innerhalb der gesetzten Frist umgesetzt werden. Die Kommission will
dafür eine »stehende Truppe« mit 1 500 Grenzschützern aufstellen, die über die nötige
Ausstattung an Fahrzeugen und sonstiger Ausrüstung verfügt.
In Griechenland hat die sogenannte Troika aus EU-Kommission, Internationalem
Währungsfonds und Europäischer Zentralbank auf wirtschaftlichem Gebiet in die
Souveränität des Landes eingegriffen. Passiert Ähnliches durch die geplante Stärkung von
Frontex nun auf dem Gebiet der Flüchtlingspolitik?
Die mächtigen Kernstaaten der EU verschaffen sich damit Eingriffsrechte in die
Souveränität anderer EU-Mitgliedstaaten, hier den Staaten an den EU-Außengrenzen, die



ja auch schon im Zuge der Finanzkrise gezwungen wurden, die Vorgaben aus Brüssel
umzusetzen. Insofern gibt es durchaus Parallelen zwischen den aktuellen Bestrebungen
zur Stärkung von Frontex und dem Verhalten der EU in der Finanzkrise.
Regt sich gegen diese Pläne Protest?
Ja, den wird es mit Sicherheit geben. Zum einen werden sicherlich die Staaten, die diese
Angriffe auf ihre Souveränität befürchten müssen, sich dagegen zur Wehr setzen und auch
im EU-Parlament, das diesen Plänen noch zustimmen muss, wird sich sicherlich
Widerstand regen. Zu befürchten ist aber auch, dass hierzu nationalistische Diskurse
initiiert werden, die rechten Gruppen weiteren Auftrieb geben könnten. Zum anderen
werden natürlich auch Flüchtlings-, Bürgerrechts- und Menschenrechtsorganisationen ­
gegen diese Verschärfung der Abschottung protestieren und Widerstand organisieren.
Noch handelt es sich um einen Plan der EU-Kommission. Wie realistisch ist dessen
Umsetzung?
Noch ist vieles unklar. Die entsprechenden Verordnungen oder Richtlinien müssen erst
noch entworfen und diskutiert werden, was einige Zeit in Anspruch nehmen wird. Es gibt
mehrere Momente, die in dieser Zeit eine wichtige Rolle spielen werden. Da sind zum
einen die weitere Entwicklung der Flüchtlingsbewegungen, zum anderen das Ausmaß
zivilgesellschaftlichen Widerstands gegen diese Stärkung von Frontex. Letztlich wird auch
der Ausgang anderer EU-weit geführter Debatten, wie beispielsweise die Austrittsdrohung
Großbritanniens, die Diskussion um den EU-weiten Verteilungsschlüssel von Flüchtlingen,
die Frage des TTIP-Abkommens, Auswirkungen auf diese Auseinandersetzungen haben. Es
wäre sehr zu wünschen, dass die breite Willkommensbewegung in Deutschland sich
stärker an den zivilgesellschaftlichen Aktivitäten und Protesten gegen diese
Verschärfungen der EU-Flüchtlingspolitik beteiligt.
Einige zivilgesellschaftliche Initiativen wie Sea-Watch widmen sich der Flüchtlingsrettung
im Mittelmeer. Müsste das Engagement angesichts dieser Pläne nicht verstärkt werden?
Die Ausweitung der Rettung von Flüchtlingen ist natürlich absolut notwendig angesichts
der etwa 3 500 Menschen, die in diesem Jahr im Mittelmeer ertrunken sind. Meiner
Meinung nach muss diese Seenotrettung aber verbunden werden mit der Forderung nach
legalen Zugangsmöglichkeiten und einem Ende der Abschottungspolitik, die die Ursache
für diese vielen Todesfälle ist. Das praktizieren ja zum Beispiel bereits Sea-Watch und das
Alarmtelefon von Watch the Med.
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